
   
 

Angemessenes Wohnen für alle! – Soziale Wohnungspolitik verwirklichen 

Frankfurter Erklärung des Evangelischen Bundesfachverbands Existenzsicherung und 
Teilhabe e.V. (EBET) 

 
Frankfurt am Main, 16. September 2024 – Bezahlbarer Wohnraum wird vor allem in den 
Großstädten und Ballungszentren seit Jahren immer knapper. Insbesondere Menschen mit 
niedrigen und mittleren Einkommen können sich die gestiegenen Mietpreise nicht mehr 
leisten. Viele von ihnen zahlen schon jetzt mehr als die Hälfte ihres Einkommens für die 
Bruttokaltmiete. Sie leben oft in überbelegten und unsanierten Wohnungen. Wohnungslose 
Menschen haben auf diesem unsozialen freien Wohnungsmarkt keine Chance. Sie sind 
häufig von Diskriminierung betroffen und konkurrieren mit (zu) vielen anderen, um die 
wenigen verfügbaren bezahlbaren Wohnungen. 
Der Evangelische Bundesfachverband Existenzsicherung und Teilhabe e.V. (EBET) fordert 
daher anlässlich seines diesjährigen Bundeskongresses die Verwirklichung einer sozialen 
Wohnungspolitik, die den Zugang zu Wohnraum auch für wohnungslose Menschen 
gewährleistet. 
 
Dr. Jens Rannenberg, Vorstandsvorsitzender des EBET: „Die Wohnung ist ein besonderes 
Gut. Sie bietet Menschen einen geschützten Raum für Rückzug und Geborgenheit. Doch für 
viele Menschen in Deutschland wird das Menschenrecht auf Wohnen nicht eingelöst. Sie 
verfügen über keinen eigenen Wohnraum oder leben in äußerst prekären 
Wohnverhältnissen. Es bedarf daher dringend einer grundsätzlichen Neuorientierung hin zu 
einer sozialen Wohnungspolitik, die die soziale Wohnraumversorgung als eine zentrale 
Aufgabe staatlichen Handelns begreift. Die aktuellen Wohnungslosenzahlen sind ein 
Alarmzeichen für unsere Gesellschaft. Wir brauchen dringend zielgerichtete Maßnahmen auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, um mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen 
und auch den Zugang zu diesem Wohnraum für wohnungslose Menschen zu ermöglichen. 
Wir benötigen endlich ein größeres Wohnungsmarktsegment, das nicht allein einer 
Marktlogik unterliegt.“ 
 
Als EBET fordern wir: 
 
➢ Bezahlbaren Wohnraum schaffen – im Neubau und im Bestand: Nach einer Studie des 

Bauforschungsinstituts ARGE fehlen in Deutschland schon heute etwa 800.000 
Wohnungen – vor allem bezahlbare. Und der Bestand an Sozialwohnungen sinkt weiter. 
Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus ist daher weiter deutlich zu erhöhen. 
Leerstehende Büroflächen sind in bezahlbaren Wohnraum umzuwandeln und effektive 
Maßnahmen gegen spekulativen Leerstand zu ergreifen. Zudem ist dauerhaft 
preisgünstiger Wohnraum zu schaffen, z.B. durch eine auch Investitionszuschüsse 
umfassende Neue Wohngemeinnützigkeit. Steigende Mieten sind kein Naturgesetz! 

➢ Zugang zu Wohnraum für wohnungslose Menschen ermöglichen: Der akute 
Wohnungsmangel führt zu einer Ausgrenzung von wohnungslosen Menschen bei der 
Wohnungsversorgung. Es bedarf daher eines ausreichend großen 
Wohnungsmarktsegments, das speziell für diese Menschen vorzuhalten ist. In den 
Richtlinien zur sozialen Wohnraumförderung der Länder sind wohnungslose Menschen 
folglich als Personengruppe explizit zu nennen. Zudem sind Bemühungen der 
Kommunen zu intensivieren, um Wohnraum im Bestand für wohnungslose Menschen zu 
akquirieren, insbesondere auch bei privaten Vermieter*innen. 

➢ Prävention stärken – Mietverhältnisse sichern: Wer einmal seine Wohnung verloren hat, 
bekommt nur schwer eine neue. Umso wichtiger ist es, den Verlust von Wohnraum zu 
verhindern. Dies spart zudem nachweislich Kosten bei Städten und Gemeinden, da die 
Unterbringung wohnungsloser Menschen mit deutlich höheren Kosten als der 
Wohnungserhalt verbunden ist. Um Menschen besser vor dem Verlust ihrer Wohnung zu 



   
schützen, sind zentrale Fachstellen zur Vermeidung und Behebung von 
Wohnungslosigkeit flächendeckend auszubauen. Hierzu bedarf es finanzieller Anreize 
auf Bundes- und Landesebene. Zudem ist die Schonfristzahlung endlich auch auf die 
ordentliche Kündigung auszuweiten. Wer seine Mietschulden begleicht, muss in seiner 
Wohnung bleiben dürfen. 

➢ Wohnkostenlücke beseitigen: Durch die vielerorts unzureichend gedeckten 
Unterkunftskosten wird das soziokulturelle Existenzminimum zahlreicher Menschen 
unterschritten, denn sie müssen mitunter einen erheblichen Teil ihres Regelsatzes für die  
Unterkunft aufwenden. Zudem lassen sich in vielen Städten und Gemeinden kaum 
Wohnungen finden, deren Kosten als „angemessen“ anerkannt werden. Und wenn, dann 
lediglich in benachteiligten Quartieren, wodurch die sozialräumliche Segregation weiter 
zunimmt. Die Angemessenheitsgrenzen bei den Kosten der Unterkunft sind daher der 
Realität anzupassen. Zudem ist ein bundesweit einheitliches Konzept zur Ermittlung der 
Wohnkosten zu erstellen, bei dem die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden. 

➢ Zugang zu Hilfe sichern: Auch wenn Menschen, deren besondere Lebenslage mit 
sozialen Schwierigkeiten verbunden ist, einen Rechtsanspruch auf Hilfe nach §§ 67ff. 
haben, können sie diesen Rechtsanspruch nicht überall in Deutschland geltend machen. 
Zudem werden mitunter rechtswidrige bürokratische Hürden errichtet, um den 
Hilfezugang zu verwehren. Ein Rechtsanspruch ist immer zu gewähren, wenn der 
konkrete Bedarf besteht. Bürokratische Hürden bei Antragsstellung und 
Leistungsgewährung sind zu beseitigen. 

➢ Wohnungslose menschenwürdig unterbringen: Noch immer leben viele wohnungslose 
Menschen in kommunalen Notunterkünften oft auf engstem Raum, mitunter unter 
menschenunwürdigen Bedingungen – und das teilweise über viele Jahre. Es braucht 
endlich verpflichtende Mindeststandards für die Notunterbringung in ganz Deutschland. 
Notunterkünfte sind abzuschaffen und bestehende Notunterkünfte in Sozialwohnungen 
umzuwandeln. 

➢ Obdach- und Wohnungslosigkeit bis 2030 beseitigen: Mit dem Nationalen Aktionsplan 
gegen Wohnungslosigkeit (NAP W) hat die Bundesregierung das Ziel festgeschrieben, 
Obdach- und Wohnungslosigkeit bis zum Jahr 2030 zu beseitigen. Maßnahmen, die 
lediglich auf Wissensausbau zielen und Kooperationen fördern, werden dafür nicht 
genügen. Stattdessen bedarf es wirkungsvoller und nachhaltiger Maßnahmen, die das 
Ziel fokussieren. Ohne zusätzliche Fördergelder und notwendige Gesetzesänderungen 
wird der NAP W zum Papiertiger. 
 

Hintergrund: 
 
Unter dem Titel "Wohnst Du schon oder verzweifelst Du noch? Angemessenes Wohnen 
gewährleisten“ veranstaltet der EBET seinen dreitägigen Bundeskongress vom 16. bis 18. 
September 2024 in Frankfurt am Main. 
 
Auf der Veranstaltung diskutieren rund 180 Praktikerinnen und Praktiker der 
Wohnungsnotfallhilfe, Vertreterinnen und Vertreter der Verbände und Träger, Mitarbeitende 
der Verwaltung, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie 
wohnungslosigkeitserfahrene Menschen über geeignete Lösungsansätze zur Überwindung 
der Wohnungskrise und einen besseren Zugang zu Wohnraum speziell für wohnungslose 
Menschen. 
 
Kontakt EBET: 
 
Geschäftsstelle 
Lars Schäfer 
E-Mail: lars.schaefer@diakonie.de 
Tel.: 030/652111816 
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